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419 . Bundesgesetz: Errichtung einer Bundesimmobiliengesellschaft mit beschränkter Haftung und
Verfügung über bundeseigene Liegenschaften einschließlich Mietwohngebäuden
(BIG-Gesetz) und Änderung des Bundesfinanzgesetzes 1992 und des Bundesministe-
riengesetzes 1986
(NR: GP XVIII IA 337/A AB 571 S. 74. BR: AB 4292 S. 556.)

4 2 0 . Bundesgesetz: Bundesstraßengesetznovelle 1992
(NR: GP XVIII IA 274/A und IA 117/A AB 572 S. 74. BR: AB 4294 S. 556.)

4 2 1 . Bundesgesetz: Stadterneuerungsgesetz-Novelle 1992
(NR: GP XVIII IA 354/A und 301/A AB 573 S. 74. BR: AB 4293 S. 556.)

419. Bundesgesetz über die Errichtung einer
Bundesimmobiliengesellschaft mit beschränk-
ter Haftung und die Verfügung über bundesei-
gene Liegenschaften einschließlich Mietwohn-
gebäuden (BIG-Gesetz) und mit dem das
Bundesfinanzgesetz 1992 und das Bundesmini-

steriengesetz 1986 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

§ 1. (1) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten ist ermächtigt, eine Gesellschaft
mit beschränkter Haftung (im folgenden Gesell-
schaft genannt) mit dem Sitz in Wien zu gründen,
insbesondere um die Bau- und Liegenschaftsverwal-
tung des Bundes durch die Einräumung der
Rechtsstellung eines Bestandgebers für diese Gesell-
schaft und die Nutzung sowie die Verwertung der
ihr übertragenen bundeseigenen Liegenschaften
oder von ihr erworbenen Liegenschaften an die
Gegebenheiten der Privatwirtschaft anzugleichen.
Diese Gesellschaft trägt die Firmenbezeichnung
„Bundesimmobiliengesellschaft m. b. H.", deren
Anteile dem Bund zu 100% vorbehalten sind.
Gesellschaften, an denen die Gesellschaft Anteils-
rechte besitzt, können mehrheitlich auch im
Fremdeigentum stehen.

(2) Die Bestimmungen des Gesetzes über
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, RGBl.
Nr. 58/1906, in der jeweils geltenden Fassung, sind
für diese Gesellschaft anzuwenden, sofern dieses
Bundesgesetz keine abweichenden Bestimmungen
enthält. Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat die Verwaltung der Anteils-
rechte für den Bund wahrzunehmen.

§ 2. (1) Als Unternehmensgegenstand der Gesell-
schaft ist im Gesellschaftsvertrag insbesondere der
Erwerb, die Nutzung, die Verwaltung und die
Veräußerung von Liegenschaften, die Errichtung
und Erhaltung von Bauten unter besonderer
Berücksichtigung der öffentlichen Zwecke des
Bundes sowie die Gründung von Gesellschaften,
auch zum Erwerb bundeseigener Mietwohngebäude
und deren Verwertung vorrangig durch Verkauf der
Wohnungen an die jeweiligen Mieter zum Ver-
kehrswert, vorzusehen.

(2) Die Gesellschaft tritt mit dem Zeitpunkt des
obligatorischen Rechtserwerbes von Eigentum oder
von dinglichen Nutzungsrechten an bundeseigenen
Liegenschaften von Gesetzes wegen in alle die
Liegenschaften betreffenden Rechtsverhältnisse des
Bundes mit Dritten ein, ohne daß es hiezu deren
Zustimmung bedürfte. Der Bund haftet für die bis
zu diesem Zeitpunkt von ihm eingegangenen
Verpflichtungen gemäß § 1356 ABGB. Dies gilt
auch für Gesellschaften, die mittelbar oder unmittel-
bar im Alleineigentum der Gesellschaft stehen.

(3) Bei Gründung der Gesellschaft ist eine
Kapitaleinlage in Höhe von maximal 50 Millionen
Schilling zu leisten.

(4) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten hat einen beeideten Wirtschafts-
prüfer als Gründungsprüfer zu bestellen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten der Gesellschaft das
Recht der Fruchtnießung (§§ 509 ff. ABGB) an den
in der Anlage A angeführten bundeseigenen Liegen-
schaften entgeltlich oder im Wege der Sacheinlage
zu übertragen.
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(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, dem Bund für
Liegenschaften, an denen sie das Recht der
Fruchtnießung erworben hat, Angebote auf Erwerb
des Eigentums, des Baurechtes oder ähnlicher
dinglicher und sonstiger Rechte zu stellen. Das
angebotene Entgelt ist auf Grund eines Gutachtens
des Bundesministeriums für Finanzen' zu bemessen.
Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt,
solche Angebote anzunehmen und die entsprechen-
den Verfügungen zu treffen. Die Ablehnung eines
Angebotes ist gegenüber der Gesellschaft zu
begründen.

(3) Die Gesellschaft kann Anbote auf Übertra-
gung weiterer Liegenschaften des Bundes stellen.
Solche Anbote sind der Bundesregierung- zur
Kenntnis zu bringen. Die Ablehnung ist gegenüber
der Gesellschaft zu begründen.

(4) Der Bundesminister für Finanzen hat im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten die in der Anlage B
angeführten Bundesmietwohngebäude und Woh-
nungen einer im Alleineigentum der Gesellschaft
stehenden Gesellschaft zum Preis von 600 Millionen
Schilling zu verkaufen. Der Kaufpreis ist nach
Maßgabe der erzielten Weiterveräußerungserlöse in
variablen Teilbeträgen fällig zu stellen. Mehrerlöse
sind zur Verzinsung des gestundeten Kaufpreises zu
verwenden. Die Weiterveräußerung hat mindestens
zum Verkehrswert zu erfolgen.

§ 4. Der Erwerb von Gesellschaftsrechten anläß-
lich der Gründung der Bundesimmobiliengesell-
schaft mbH, der Gründung von Gesellschaften, die
im unmittelbaren oder mittelbaren Alleineigentum
der Bundesimmobiliengesellschaft mbH stehen, die
Einbringung von Grundstücken im Sinne des
Grunderwerbsteuergesetzes, die im Eigentum des
Bundes stehen, in diese Gesellschaften und entgeltli-
cher Erwerb solcher Grundstücke durch diese
Gesellschaften sowie Vorgänge gemäß § 3 Abs. 1
sind von der Gesellschaftsteuer, der Grunderwerb-
steuer und den Stempel- und Rechtsgebühren sowie
den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren be-
freit. Die bundeseigenen Liegenschaften im Sinne
des § 3 Abs. 1 gelten für Zwecke des § 8 Z 1
Gewerbesteuergesetz als eigener Grundbesitz. Die
rechtsgeschäftliche Festlegung der Mietverhältnisse
gemäß § 5 Abs. 2 ist von den Stempel- und
Rechtsgebühren befreit.

§ 5. (1) Soweit die der Gesellschaft ins Eigentum
oder zur Nutzung übertragenen bundeseigenen
Liegenschaften für Zwecke des Bundes genutzt
werden, entstehen mit dem Tag des Rechtserwerbs
gemäß § 2 Abs. 2 zwischen der Gesellschaft oder
Gesellschaften, die in deren mittelbarem oder
unmittelbarem Alleineigentum stehen, und dem
Bund als Träger von Privatrechten, vertreten durch
das jeweils zuständige haushaltsleitende Organ (§ 5
Abs. 1 Bundeshaushaltsgesetz) jeweils kraft Geset-
zes Mietverhältnisse.

(2) Der Bundesminister für Finanzen hat bis zu
einer rechtsgeschäftlichen Festlegung der Mietver-
hältnisse für die im Abs. 1 angeführten Mietverhält-
nisse nach Maßgabe von Lage, Nutzung, Alter und
Zustand der Bauten Hauptmietzinse bezogen auf
Flächeneinheiten festzulegen. Bei dieser Festsetzung
ist auf langfristige Kostendeckung für den Vermie-
ter einschließlich einer dem eingesetzten Kapital
angemessenen Rendite Bedacht zu nehmen.

(3) Für Räume in den im Abs. 1 angeführten
Gebäuden, die von Rechtsträgern benutzt werden,
deren Bedarf nach den Rechtsvorschriften des
Wirkungsbereiches eines im Abs. 1 angeführten
haushaltsleitenden Organs einem eigenen Bedarf
gleichzuhalten ist, gelten die Bestimmungen der
Abs. 1 und 2 sinngemäß.

§ 6. (1) Bis spätestens zum Zeitpunkt der
Gründung der in § 1 genannten Gesellschaft ist die
organisatorische Einrichtung in Wien (Bundesge-
bäudeverwaltung — Bundesbaudirektion Wien) auf
Grundlage einer nach § 4 Abs. 4 des Bundeshaus-
haltsgesetzes erlassenen Verordnung zur entgeltli-
chen Leistungserbringung zu berechtigen.

(2) Für Verträge über Leistungen dieser organisa-
torischen Einrichtung bei der Bau- und Liegen-
schaftsverwaltung (insbesondere betreffend Lei-
stungen und Lieferungen materieller und immate-
rieller Art im Zusammenhang mit der Planung,
Errichtung und Erhaltung von Bauten und Liegen-
schaften und ihren Einrichtungen sowie deren
Koordination, Überwachung, Abnahme, Abrech-
nung, Bestandswartung und Hausverwaltung, dies
alles im Rahmen vereinbarter Termin- und
Kostenpläne) besteht zwischen der organisatori-
schen Einrichtung und der Gesellschaft, jenen
Gesellschaften, die im mittelbaren oder unmittelba-
ren Mehrheitseigentum der Gesellschaft stehen,
sowie dem jeweiligen Mieter im Sinne des § 5 Abs. 1
und 3 bezüglich der Mietgegenstände auf den
Liegenschaften in Wien gemäß Anlage A und B
sowie § 3 Abs. 3 eine Verpflichtung zur Eingehung
von Leistungsbeziehungen für fünf Jahre ab dem im
§ 2 Abs. 2 für die jeweilige Liegenschaft festgelegten
Zeitpunkt. Diese Verpflichtung gilt für weitere
Liegenschaften des Bundes in Wien, die der
Gesellschaft beziehungsweise jenen Gesellschaften,
die im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsei-
gentum der Gesellschaft stehen, übertragen werden.

(3) Dieser Zeitraum kann durch Verordnung des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen und dem Bundesminister, der für die
Einmietung auf der jeweiligen Liegenschaft gemäß
§ 5 Abs. 1 und 3 zuständig ist, verlängert werden.

(4) Nach Ablauf der gemäß Abs. 2 bestehenden
Verpflichtung ist die organisatorische Einrichtung
gemäß Abs. 1 in jedem Fall von der Gesellschaft
oder von Gesellschaften, die im mittelbaren oder
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unmittelbaren Mehrheitseigentum der Gesellschaft
stehen, und vom jeweiligen Mieter im Sinne des § 5
Abs. 1 und 3 zur Anbotslegung aufzufordern, wobei
deren Angebote in die engste Wahl einzubeziehen
sind. Diese Verpflichtung sowie die Verpflichtung
gemäß Abs. 2 ist im Einzelfall auf Verlangen der
organisatorischen Einrichtung gemäß Abs. 1 zu
lösen.

(5) Bei der Angebotserstellung und Leistungser-
bringung ist die organisatorische Einrichtung
gemäß Abs. 1 unbeschadet gesetzlicher Verpflich-
tungen nur an die Bedingungen des jeweiligen
Auftraggebers gebunden.

(6) Innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab
dem Zeitpunkt ihrer Errichtung durch eine
Verordnung gemäß Abs. 1 muß die organisatorische
Einrichtung gemäß Abs. 1 die zur Durchführung
ihrer Aufgaben nach der Gewerbeordnung 1973,
BGBl. Nr. 50/1974, und dem Ziviltechnikergesetz,
BGBl. Nr. 146/1957, jeweils in der geltenden
Fassung, erforderlichen Befähigungen, Berechti-
gungen und Nachweise nicht erbringen.

§ 7. Die Gesellschaft sowie die Gesellschaften, die
mittelbar oder unmittelbar im Mehrheitseigentum
der Gesellschaft stehen, können sich von der
Finanzprokuratur gemäß dem Prokuraturgesetz,
StGBl. Nr. 172/1945, unbeschadet der Rechte und
Pflichten der Gesellschaftsorgane rechtlich beraten
und vertreten lassen.

Artikel II

Zu den Aufgaben des staatlichen Hochbaues
gemäß Abschnitt C Z 21 des Teiles 2 der Anlage zu
§ 2 des Bundesministeriengesetzes 1986 in der
Fassung BGBl. Nr. 45/1991 gehört, unbeschadet
der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, insbeson-
dere:

a) Koordination der hochbaulichen Bedarfs-
und Beschaffungsplanung (Standorte, Ob-
jekte, Nutzungen, Ausstattung, Kostenrah-
men) auf Basis der mittel- und langfristigen
Ziel- und Infrastrukturplanungen der Res-
sorts.

b) Erarbeitung von bauwirtschaftlichen Prioritä-
ten und Investitionsplänen für die Erhaltung
bzw. den Ausbau jener bundeseigenen Lie-
genschaften, die nicht der Gesellschaft oder
deren Tochtergesellschaften übertragen
wurde.

c) Erarbeitung technischer und technisch-wirt-
schaftlicher Leitlinien.

d) Koordinierte Begutachtung von Projekten
zur Wahrung bundeseinheitlicher Standards
der Raumerfordernisse, der Umweltgerech-
tigkeit (Schadstoffbelastung, Energieeinspa-
rung) sowie der architektonischen und
funktionellen Gestaltung; dies im Rahmen des
jeweiligen Termin- und Kostenplanes.

Artikel III

(1) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch-
tigt, für die sich aus der Durchführung dieses
Bundesgesetzes im Jahre 1992 ergebenden Ausga-
ben, insbesondere hinsichtlich der Kapitaleinlage
des Bundes, die beim Voranschlagsatz 1/63013 zur
Verfügung stehenden Mittel um einen Höchstbe-
trag von 50 Millionen Schilling zu erhöhen, wenn
die Bedeckung durch Ausgabeneinsparungen bei
den Ausgabenansätzen 1/64753 (max. 10 Millionen
Schilling), bei 1/64723 (max. 20 Millionen Schil-
ling) und 1/64713 (max. 20 Millionen Schilling)
sichergestellt werden können.

(2) Verfügungen über Bundesvermögen nach
diesem Bundesgesetz unterliegen nicht den Bestim-
mungen des Bundesgesetzes vom 25. Juli 1956,
BGBl. Nr. 165/1956 (1. Staatsvertragsdurchfüh-
rungsgesetz).

Artikel IV

Mit der Vollziehung ist hinsichtlich
1. des § 1 Abs. 2 1. Satz der Bundesminister für

Justiz,
2. des § 3 Abs. 1 und 4 sowie § 6 Abs. 3 der

Bundesminister für Finanzen im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für wirtschaftli-
che Angelegenheiten,

3. des § 3 Abs. 2 und 3, § 4, § 5 Abs. 2 und § 7 und
des Artikels III der Bundesminister für Finan-
zen,

4. im übrigen der Bundesminister für wirtschaft-
liche Angelegenheiten betraut.

Klestil

Vranitzky

Anlage A

209



1696 145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 - Nr. 419



145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 419 1697



1698 145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 - Nr. 419



145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 419 1699



1700 145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 419



145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 419 1701



1702 145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 419



145. Stück — Ausgegeben am 17. Juli 1992 — Nr. 420 und 421 1703

4 2 0 . Bundesgesetz, mit dem das Bundesstra-
ßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286/1971, zuletzt
geändert durch Bundesgesetz BGBl.
Nr. 159/1990, geändert wird (Bundesstraßen-

gesetznovelle 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

1. In der Anlage „Verzeichnis 2 — Bundesstra-
ßen S" zum Bundesstraßengesetz 1971 wird
die
S 9 Innviertler
Schnellstraße

gestrichen.

Walchshausen (A 8)—
Ried/Innkreis—Staats-
grenze bei Braunau/Inn

2. In die Anlage „Verzeichnis 3 — Bundesstra-
ßen B" zum Bundesstraßengesetz 1971 wird
folgender neuer Straßenzug als Bundesstraße
aufgenommen:
„B 148 Althei-
mer Straße

Ort i. I. (A 8)—Alt-
heim—Braunau—Staats-
grenze bei Braunau/Inn"

3. Ferner wird in der Anlage „Verzeichnis 3 —
Bundesstraßen B" zum Bundesstraßengesetz
1971 der Verlauf des folgenden Straßenzuges
abgeändert bzw. umbenannt:
„B 142 Mauer-
kirchener Straße

Uttendorf (B 147)—
Mauerkirchen—Har-
terding (B 148)"

4. Weiters ist in der Anlage „Verzeichnis 3 —
Bundesstraßen B" der Verlauf der derzeitigen
B 137 a zwischen Stritzing (B 137) und Ried
(B 143) und die B 309 zwischen Ried (B 143)
und Altheim neu festzulegen bzw. umzube-
nennen:
„B 141 Rieder
Straße

Stritzing (B 137)—
Haag (A8)-Ried—
Altheim (B 148)"

5. Der Zubringer von Ried zur Autobahn A 8 im
Abschnitt Ried—Walchshausen ist in der
Anlage „Verzeichnis 3 — Bundesstraßen B"
folgendermaßen zu bezeichnen:
„B 141 a Rieder
Straße, Abzwei-
gung Walchshau-
sen

Ried (B 141)-Walchs-
hausen (A 8)"

6. Das Teilstück der derzeitigen Obernberger
Straße zwischen Gopperding (B 137) und der
Anschlußstelle Suben der A 8 wird in der
Anlage „Verzeichnis 3 — Bundesstraßen B"
wie folgt bezeichnet:

Artikel II

(1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten betraut.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. März 1992 in
Kraft.

Klestil

Vranitzky

4 2 1 . Bundesgesetz, mit dem das Stadterneue-
rungsgesetz, BGBl. Nr. 287/1974, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz, BGBl.
Nr. 406/1988, geändert wird (Stadterneue-

rungsgesetz-Novelle 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Die Landesregierung kann durch
Verordnung ein Gemeindegebiet oder einen Teil
eines Gemeindegebietes, das städtebauliche Miß-
stände (§ 6 Abs. 1) aufweist, die nur durch
Assanierungsmaßnahmen beseitigt werden können,
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes zum Assanierungsgebiet erklären. In dieser
Verordnung oder mit gesonderter Verordnung
kann die Landesregierung auf Antrag für einzelne
Liegenschaften bzw. Baulichkeiten bestimmen, daß
diese von der Anwendung von Maßnahmen nach
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ausge-
nommen werden; solche Ausnahmen sind nur für
Liegenschaften bzw. Baulichkeiten zulässig, die auf
Grund ihres Baualters, ihres Bauzustandes oder
einverleibten Wohnungseigentums, Assanierungs-
maßnahmen nicht verhindern oder erschweren und
für von der Gemeinde wahrzunehmende öffentliche
Zwecke, nicht benötigt werden. Liegenschaften
bzw. Baulichkeiten, in denen mindestens die Hälfte
der Wohnungen mangelhaft ausgestattet ist (§ 3
Z 10), dürfen in solche Ausnahmen nicht einbezo-
gen werden."

2. § 7 Abs. 4 lautet:

„(4) Das Grundbuchsgericht hat hinsichtlich aller
Grundstücke, die in Assanierungsgebieten liegen,
diese Tatsache auf Antrag der Gemeinde im
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Grundbuch ersichtlich zu machen. Das Grund-
buchsgericht hat in der Ersichtlichmachung die
Verordnung der Landesregierung, in der das
Assanierungsgebiet festgelegt wird, anzuführen.
Wird die Verordnung gemäß § 1 Abs. 1 zweiter Satz
abgeändert oder für Teilgebiete gemäß § 5 Abs. 2
aufgehoben, so hat die Gemeinde dies dem
Grundbuchsgericht anzuzeigen. Das Grundbuchs-
gericht hat auf Grund dieser Anzeige die Ersicht-
lichmachung zu löschen."

3. (Verfassungsbestimmung) § 9 Abs. 1 lautet:

„(1) (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung und
Aufhebung sowie die Vollziehung von Vorschriften,
wie sie in den Abs. 2 bis 5, im § 1 Abs. 1 zweiter Satz,
soweit danach Ausnahmen von der Anwendung der
Abs. 2 bis 5 festgesetzt werden können, sowie im
§ 31 Abs. 1 und 2 enthalten sind, richten sich nach

Art. 11 Abs. 1 und 3 des Bundes-Verfassungsgeset-
zes in der Fassung von 1929."

Artikel II

Inkrafttreten und Übergangsbestimmung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1992 in
Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Artikels I über
Ausnahmen von Maßnahmen gelten auch für vor
dem 1. Juli 1992 erlassene Verordnungen gemäß § 1
Abs. 1 des Stadterneuerungsgesetzes.

Klestil
Vranitzky


